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Aktenzeichen; 6 AZR 754/85
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Urteil vom 12. Januar 1989

- 6 AZR 754/85 -
I. Arbeitsgericht 

Duisburg
II. Landesarbeitsgericht 

Düsseldorf
Für die Amtliche Sammlung; 
Für die Fachpresse:
Für das Bundesarchiv:

Urteil vom 2. Mai 1985
- 2 Ca 534/85 -
Urteil vom 14. Oktober 1985
- 17 (13) (4) Sa 965/85 -

Nein
Nein
Nein

Entscheidungsstichwort:
Gratifikation und Gleichbehandlung

Gesetz: BGB § 242 Gleichbehandlung; Einheitlicher Manteltarifvertrag
für die Kühlhäuser und Eisfabriken in Nordrhein-Westfalen 
vom 3. Juli 1980 § 12

Leitsätze:
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6 AZR 754/85
17 (13) (4) Sa 965/85 Düsseldorf

Verkündet am 
12. Januar 1989

Im Namen des Volkes!

Stöcker,
Amtsinspektorin 
als Urkundsbeamter

Urteil

der Geschäftsstelle In Sachen

pp.

hat der Sechste Senat des Rundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 12. Januar 1989 durch den Richter 
Prof. Dr. Jobs als Vorsitzenden, die Richter Schneider und 
Dörner sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Sponer und 
Dr. Hoffmann für Recht erkannt:
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Die Revision des Klägers gegen. das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf von 
14. Oktober 1985 - 17 (13) (4) Sa -965/85 - 
wird zurüokgewieseüd..

Die Kosten der Revision hat der Kläger 
zu. tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

- T a t b e s t a n d  /.

Die Parteien streiten um die Höhe einer Jähressonderzuwen-
dung für 1984.

Die Beklagte unterhält einen Betrieb der Ernährungsifv&u-
strie. Sie beschäftigte-im Jahre 1984 111 Arbeitnehmer, davon 44
gewerbliche Arbeitnehmer, ber Kläger ist bei der Beklagten seit
dem Jahr 1966 als Staplerfahrer in der Abteilung "Bulk" beschäf­
tigt .

Die gewerblichen Arbeitnehmer der Beklagten wurden in unter­
schiedlichen Vergütungsformen entlohnt..Einige erhielten allein 
einen Zeitlohn. Der weitaus überwiegende Teil-*'-'.- da runter der Klä- 
Ger> der seit dem'1. Mai 1984 einen monatlichen Festlohn von 
2-705,53 ß|vj brutto, bestehend aus Tariflohn in Höhe von 
2*355,55 DM und einer Besitzstands- und Betriebszugehörigkeits.zu: 
)-age von 350,13 DM, erhielt, bekam darüber hinaus auf der Grund-
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läge einer Betriebsvereinbarung vom 27. April 1984 einen lei­
stungsorientierten Lohnanteil, die sog. Tonnenprämie. Nach der 
Betriebsvereinbarung wurden die Arbeiten der gewerblichen Arbeit­
nehmer in Zeit- oder Leistungslohn verrichtet und entlohnt. Das 

'Leistungsmaß bestimmte sich nach den Richtzeiten, die für die 
einzelnen Hantierungsarten erstellt wurden. Zeit und Leistungs­
lohn traten bedingt durch die jeweiligen Arbeitsplatzverhältnisse 
wechselnd auf und wurden je nach Anfall bezahlt. Im November 1984 
erzielte der Bulkbereich einen Zeitgrad von 135 %• Dies entsprach 
einem zusätzlichen Stundenlohn von 2,45 DM brutto. Die Vergütung 
des überwiegenden Teils der Angestellten setzte sich aus dem Ta­
rifgehalt zuzüglich einer übertariflichen Zulage zusammen. Diese 
wurde für jeden einzelnen Arbeitnehmer gesondert festgesetzt und 
differierte in der Höhe stark.

Die Beklagte wendete auf die Arbeitsverhältnisse mit ihren 
Arbeitnehmern den einheitlichen Manteltarifvertrag für die Kühl­
häuser und Eisfabriken in Nordrhein-Westfalen vom 3. Juli 1980 
an, der in seinem § 12 u.a. folgende Bestimmungen über die Zah­
lung einer Jahressonderzuwendung enthält:

§ 12
Jahressonderzuwendung

1. Alle Arbeitnehmer, die mindestens 6 Monate
(Wartezeit) dem Betrieb angehören, erhalten eine 
Jahressonderzuwendung. Die Jahressonderzuwendung 
beträgt 100 Prozent des tariflichen Monatseinkom­
mens für Angestellte, des tariflichen Stundenloh­
nes x 173 für gewerbliche Arbeitnehmer, der tarif­
lichen Ausbildungsvergütung für Auszubildende.
Protokollnotiz: Maßgebend für die Berechnung der

Jahressonderzuwendung sind die Ta­
rifsätze für November der betreffen-

- 4 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

den Jahre.

2. Die Auszahlung der Jahressonderzuwendung erfolgt 
spätestens am 1.12. eines jeden Kalenderjahres.

5. Voraussetzung für die Gewährung der Jahressonder­
zuwendung ist, daß das Arbeitsverhältnis im Zeit­
punkt der Auszahlung weder vom Arbeitnehmer gekün­
digt noch vom Arbeitgeber aus Gründen gekündigt 
ist, die zu einer fristlosen Entlassung berechtigt 
hätten.

6. Kündigt der Arbeitnehmer innerhalb von zwei Monaten 
nach Auszahlung der Jahressonderzuwendung sein Ar­
beitsverhältnis oder wird er durch eigenes Ver­
schulden aus einem Grunde entlassen, der eine frist­
lose Kündigung rechtfertigt, so ist er verpflichtet, 
die Hälfte der erhaltenen Jahressonderzuwendung 
zurückzuzahlen.

Mit Schreiben vom 19. November 1934 teilte die Beklagte dem 
Betriebsrat mit, sie werde wegen des zu erwartenden Jahresergeb­
nisses die tarifliche Sonderzuwendung erhöhen. Zu der tariflichen 
Leistung komme die Differenz zum Festlohn bzw. Festgehalt zur 
Auszahlung. Die Angestellten erhielten daraufhin entweder die Zu­
wendung in Höhe eines Tarifgehalts oder eines Tarifgehalts zuzüg­
lich der übertariflichen Zulage, d.h. effektiv ihr Monatsgehalt. 
Auch die im Zeitlohn arbeitenden gewerblichen Arbeitnehmer er­
hielten ihre Effektivvergütung (Tariflohn und Besitzstandszula­
ge). Der Kläger erhielt lediglich eine Sonderzuwendung in Höhe 
von 2.705,68 DM brutto. Die Tonnenprämie blieb unberücksichtigt.

Der Kläger hat gemeint, die Beklagte verstoße mit der am 
Festlohn bzw. Festgehalt orientierten Gewährung der Sonderzahlung 
gegen den arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz.

5JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Er hat beantragt,
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die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 
429,98 DM brutto nebst 4 % Zinsen seit dem 
25. März 1985 zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und gemeint, sie 
habe mit der Aufstockung der tariflichen Jahressonderzuwendung 
bis zur Höhe der monatlichen FestVergütung nicht gegen den 
Gleichbehandlungsgrundsatz verstoßen.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die Klage ab­
gewiesen. Mit der zugelassenen Revision verfolgt der Kläger sein 
erstinstanzliches Klageziel weiter, während die Beklagte die Zu­
rückweisung der Revision beantragt.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist unbegründet.

I. Der Kläger hat gegen die Beklagte keinen Anspruch auf eine 
höhere freiwillige Jahressonderzuwendung als ihm bereits gewährt 
worden ist. Die Beklagte hat nicht gegen den arbeitsrechtlichen 
Gleichbehandlungsgrundsatz verstoßen, als sie ihren Mitarbeitern 
zur tariflichen Leistung die Differenz zum Festlohn bzw. Festge­
halt versprach und auszahlte. Sie war aus Gleichbehandlungsgrün­
den nicht gezwungen, der Gruppe der teilweise im Leistungslohn 
arbeitenden gewerblichen Arbeitnehmer die Differenz zwischen dem 
tariflichen Anspruch und dem monatlichen Effektivlohn zu gewäh­
ren. Das hat das Landesarbeitsgericht zutreffend erkannt. Seine 
Ausführungen halten der revisionsrechtlichen Überprüfung stand.
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1. Nach dem arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz ist 
es dem Arbeitgeber verwehrt, in seinem Betrieb einzelne oder 
Gruppen von Arbeitnehmern ohne sachlichen Grund von allgemein be 
günstigenden Regelungen des Arbeitsverhältnisses auszunehmen und 
schlechterzustellen (BAG Urteil vom 11. September 1985 - 7 AZR 
371/83 - AP Nr. 76 zu § 242 BGB Gleichbehandlung; BAGE 45, 66 = 
AP Nr. 66 zu § 242 BGB Gleichbehandlung; BAGE 45, 76 = AP Nr. 67 
zu § 242 BGB Gleichbehandlung; BAGE 45, 86 = AP Nr. 68 zu § 242 
BGB Gleichbehandlung; BAGE 39, 133 = AP Nr. 51 zu § 242 BGB 
Gleichbehandlung; BAGE 33, 57 = AP Nr. 44 zu § 242 BGB Gleichbe­
handlung). Der Gleichbehandlungsgrundsatz gebietet dem Arbeitge­
ber, bei freiwilligen Leistungen die Leistungsvoraussetzungen so 
abzugrenzen, daß kein Arbeitnehmer hiervon aus sachfremden oder 
willkürlichen Gründen ausgeschlossen bleibt (BAGE 39, 133 = AP, 
aaO; BAGE 33, 57 = AP, aaO; BAGE 28, 14 = AP Nr. 40 zu § 242 BGB 
Gleichbehandlung; BAG Urteil vom 11. September 1974 - 5 AZR 
567/73 - AP Nr. 39 zu § 242 BGB Gleichbehandlung). Der Gleichbe­
handlungsgrundsatz ist verletzt, wenn sich ein vernünftiger, aus 
der Natur der Sache ergebender oder sonst wie sachlich einleuch­
tender Grund für eine Differenzierung nicht finden läßt.

2. Die Beurteilung darüber, ob eine Differenzierung sachlich 
berechtigt ist oder nicht, richtet sich nach dem Zweck der Lei­
stung (BAG, aaO). Dieser ist vom Arbeitgeber frei zu bestimmen. 
Jedoch bleibt auch insoweit zu prüfen, ob der mit den Leistungen 
verfolgte Zweck als solcher sachwidrig ist und die Differenzie­
rung deshalb nicht gerechtfertigt ist (BAGE 45, 86 = AP, aaO).
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3» Da die Beklagte keine eigenen Leistungskriterien aufgestellt 
hat, sondern lediglich, die tarifliche Leistung aufstocken wollte, 
ist aus der Anknüpfung an die Tarifbestimmung zu schließen, daß 
sie ihrer Leistung denselben Zweck zu Grunde gelegt hat wie die 
Tarifvertragsparteien. Diese haben in § 12 MTV erkennbar einen 
Anspruch auf eine Gratifikation aus Anlaß des Weihnachtsfestes 
geschaffen, mit der erbrachte Betriebstreue belohnt und ein An­
reiz für zukünftige Betriebstreue gegeben werden sollte. Das 
folgt aus der Wartezeitregelung des § 12 Abs. 1 MTV, der Stich­
tagsregelung des § 12 Abs. 5 MTV und der Rückzahlungsklausel des 
§ 12 Abs. 6 MTV (BAG Urteile vom 18. Januar 1978 - 5 AZR 56/77 - 
und - 5 AZR 685/77 - AP Nr. 92 und 93 zu § 611 BGB Gratifikation; 
BAGE 31» 113 S AP Nr. 98 zu § 611 BGB Gratifikation; BAG Urteil 
vom 19« September 1984 - 5 AZR 366/83 - nicht veröffentlicht).

4. Dieser mit der tariflichen Leistung verfolgte Zweck ist als 
solcher nicht sachwidrig, sondern entspricht rechtlich nicht zu 
beanstandenden Gepflogenheiten der Tarifvertragsparteien. Dassel­
be gilt für die daran anknüpfenden freiwilligen Leistungen ein­
zelner Arbeitgeber auf vertraglicher Grundlage.

5. Die Bestimmung der Höchstgrenze der freiwilligen Leistungen 
durch Anknüpfung an die jeweilige Festvergütung der Arbeitnehmer 
(Tariflohn/Tarifgehalt plus fester Ubertariflicher Vergütungsbe­
standteil) ist nicht sachwidrig und willkürlich, auch wenn damit 
ein Teil der Arbeitnehmer eine effektive Monatsvergütung erhält 
und ein anderer Teil einen Betrag unter seinem Effektivlohn be-
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kommt. Anhaltspunkte für eine willkürliche Maßnahme, d.h. eine 
Heranziehung von der Rechtsordnung nicht gebilligter Differenzie­
rungsmerkmale wie Herkunft, Geschlecht, Betriebsratstätigkeit und 
ähnliches, sind nicht erkennbar. Die Überlegung der Beklagten, 
einen variablen Lohnbestandteil unberücksichtigt zu lassen, der 
nur einer Gruppe von Arbeitnehmern die Chance gibt, nicht nur den 
Lohn im jeweiligen Bemessungszeitraum, sondern auch die Gratifi­
kation zu steigern, ist sachlich billigenswert. Mit der Anknüp­
fung an die Fest Vergütung hat der freiwillig leistende Arbeitge­
ber von vornherein einen festen, von ihm wirtschaftlich für ver­
tretbar gehaltenen Dotierungsrahmen geschaffen. Bei der Einbezie­
hung von variablen Lohnbestandteilen ist dieser nicht mehr kon­
kret festzulegen, sondern nur bis zu einer gewissen Höhe bestimm­
bar. Die Überlegung, sich diese Ungewißheit aus betriebswirt­
schaftlichen Gründen zu ersparen, ist rechtlich nicht zu bean­
standen (vgl. das im Ergebnis noch weitergehende Urteil des BAG 
vom 25. Januar 1984 - 5 AZR 251/82 - BAGE 45, 86 = AP, aaO).

6. Die Differenzierung ist auch nicht deswegen sachfremd oder 
gar willkürlich, weil gewerbliche Arbeitnehmer einerseits und An-i 
gestellte andererseits unterschiedlich behandelt worden sein sol­
len. Die Beklagte hat nicht einmal mittelbar nach Arbeitnehmer­
gruppen differenziert, wie die Tatsache belegt, daß auch die 
Zeitlöhner wie die Angestellten eine Zuwendung in Höhe des Effek­
tivlohns bekommen haben. Das übersieht die Revision ebenso wie 
sie die Bewertung der Zuwendung zu Unrecht als 13. Monatsgehalt 
vornimmt. Schließlich verkennt die Revision, daß die außertarif-
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liehe Zulage der Angestellten nicht mit dem Leistungslohn der ge­
werblichen Arbeitnehmer vergleichbar ist, auch wenn sie eine Lei­
stungszulage darstellt. Erstere ist ein fester von der Leistungs­
steigerung unabhängiger Vergütungsteil, letzterer ein unmittelbar 
am Leistungsergebnis anknüpfender, von Arbeitsstunde zu Arbeits­
stunde unterschiedlich hoher Lohnbestandteil.

II. Die Kostenentseheidung folgt aus § 97 ZPO.

Dr. Jobs Schneider Dörner
Dr. Sponer Dr. Hoffmann
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